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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 2 U 177/10 B 
 
L 4 (15) U 197/09 (LSG Nordrhein-Westfalen) 
S 13 U 161/08 (SG Gelsenkirchen) 
 
 
 
…………………….. , 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: ………………………………… , 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Berufsgenossenschaft Rohstoffe und chemische Industrie, 
Kurfürsten-Anlage 62, 69115 Heidelberg, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 13. September 2010 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  M e y e r    sowie die Richter   Dr.  B e c k e r     

und   H e i n z      

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Beschluss des 

Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 21. Mai 2010 wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision in der angefochtenen Entscheidung 

des Landessozialgerichts (LSG) ist als unzulässig zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 1 iVm § 169 

des Sozialgerichtsgesetzes <SGG>). Die Klägerin hat zur Begründung ihrer Beschwerde 

keinen der in § 160 Abs 2 SGG abschließend aufgeführten Zulassungsgründe (grundsätzliche 

Bedeutung, Abweichung oder Verfahrensmangel) gemäß § 160a Abs 2 Satz 3 SGG schlüssig 

dargelegt oder bezeichnet. 

 

Allein die Rüge einer grundsätzlichen Bedeutung der Rechtssache nach § 160 Abs 2 Nr 1 SGG 

wird in der Beschwerdebegründung angedeutet, wenn auch nicht ausdrücklich erhoben. Die 

Darlegung der grundsätzlichen Bedeutung der Rechtssache erfordert die Formulierung einer 

bestimmten abstrakten Rechtsfrage, der in dem Rechtsstreit eine grundsätzliche, über den 

Einzelfall hinausgehende Bedeutung beigemessen wird (BSG SozR 1500 § 160a Nr 11). Die 

abstrakte Rechtsfrage ist klar zu formulieren, um an ihr die weiteren Voraussetzungen für die 

begehrte Revisionszulassung nach § 160 Abs 2 Nr 1 SGG prüfen zu können 

(Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 5. Aufl 2008, IX, RdNr 181).  

 

Soweit der Beschwerdebegründung Fragen zu entnehmen sind, lauten diese, 

 

 

"ob nicht 20 bis 30 Asbestkörper pro Kubikzentimeter Lungengewebe ausreichend sind  

für die Annahme einer sog. Minimalasbestose" 

 und 

 

 

 

"ob die beim Deutschen Mesotheliomregister praktizierte Forderung von 1000 Asbest 

körpern pro Kubikzentimeter zum Nachweis einer Minimalasbestose zutreffend ist oder  

nicht". 

 

Der Beschwerdebegründung ist jedoch nicht zu entnehmen, inwieweit dies Rechtsfragen von 

grundsätzlicher Bedeutung sind, weil zB nach der letzten Frage ausgeführt wird, dass "die 

Arbeitsmedizin" offenbar ganz anderer Auffassung sei, es sich also um eine Tatsachenfrage 

handelt. Im Übrigen fehlt es an einer Auseinandersetzung mit der Entscheidung des Senats 

vom 6.4.1989 (- 2 RU 55/88 - usk 8999), in der dahin gehende Fragen erörtert werden.  

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung der §§ 183, 193 SGG. 
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